
Hinweis: Neben der Grundrechtsfrage, die hier ausschließlich zu bearbeiten war, versuchen Gebühren-
gegner die Rechtswidrigkeit allgemeiner Studiengebühren damit zu begründen, dass diese gegen den
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte verstießen. Art. 13 des 1975 für
Deutschland in Kraft getretenen Paktes lautet im hier relevanten Umfang:
„(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf Bildung an. Sie stimmen überein, dass die
Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer Würde
gerichtet sein und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten stärken muss. …
(2) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass im Hinblick auf die volle Verwirklichung dieses Rechts … c) der
Hochschulunterricht auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmähliche Einführung der Unent-
geltlichkeit, jedermann gleichermaßen entsprechend seinen Fähigkeiten zugänglich gemacht werden
muss; …“

Die herrschende Meinung folgt dieser Argumentation allerdings nicht. Die Unentgeltlichkeit sei durch
Art. 13 II Nr. c) des Paktes nicht zwingend vorgeschrieben, sondern nur eine von mehreren Varianten, um
den Zugang zu den Hochschulen zu ermöglichen; eine faire Kreditfinanzierung stelle eine ähnlich gute
Möglichkeit dar (zu den Einzelheiten insoweit s. BVerwGE 134, 1 [19 ff.]; bestätigt in BVerwG NVwZ
2011, 1272 [1275]; BayVerfGH BayVBl 2009, 593 [594 f.]; OVG Hamburg Urt. v. 23.2.2010 – 3 Bf 70/09
Rn. 140 f.; VGH München Urt. v. 9.2.2010 – 7 N 09.2482, BeckRS 2010, 49111, Rn. 21; Haug WissR
2000, 1 [7]; aA Lorenzmeier ZJS 2009, 438 [441]).
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„Der verschwundene Sattelzug“

Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen, Anscheinsvollmacht
mittel bis schwer
5 Stunden
Gesetzestexte, Palandt, Thomas/Putzo, Baumbach/Hopt

& SACHVERHALT

Hinweis: Der Sachverhalt gibt vereinfacht und leicht verändert den Fall wieder, der dem Urteil des OLG
Hamm v. 20.7.2010 – I-28 U 2/10, BeckRS 2010, 22726 zugrunde lag.

Dr. Linda Luchs
Rechtsanwältin
Universitätsstraße 102
35037 Marburg

Aktenvermerk zur Akte 440/12

Am 7.9.2012 erscheint der alleinige Geschäftsführer der Firma Spedition Sauber GmbH (im
Folgenden: S-GmbH), Sascha Sauber (im Folgenden: S), in der Kanzlei und überreicht eine
Klageschrift nebst Schreiben des LG Marburg, die am 3.9.2012 zugestellt worden sind.

Zum Sachverhalt gibt S an, die S-GmbH sei zwar Halterin des Sattelzugs. Dieser sei aber
ausweislich des von S in Kopie überreichten Leasingvertrags geleast; Leasinggeberin sei die
Lotus Leasing GmbH (im Folgenden: L). S habe im Mai 2012 beschlossen, den Sattelzug für
die S-GmbH zu veräußern. Über ein Kfz-Bewertungsportal im Internet habe er einen Wert
von mindestens 20.000 EUR ermittelt. Die Veräußerungsabsicht habe er der L mitgeteilt. Diese
habe daraufhin wunschgemäß den Fahrzeugbrief übersandt, der sich bis dahin bei ihr befunden

* Der Autor ist Privatdozent am Institut für Handels- und Wirtschaftsrecht der Philipps-Universität Marburg, zur Zeit Vertreter des
Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Zivilprozessrecht und Gesellschaftsrecht der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
sowie Rechtsanwalt.
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habe. S habe dann für die S-GmbH ein Verkaufsinserat in das Internet eingestellt und als
Preisvorstellung 25.000 EUR angegeben; S legt einen Ausdruck des Inserats vor.

Auf das Inserat habe sich Ende Mai 2012 telefonisch eine unbekannte männliche Person
gemeldet, die den vermutlich falschen Namen Becker angegeben habe. Es müsse sich um
dieselbe Person handeln, die später mit dem Kläger Gunter Gans (im Folgenden: G) in Kontakt
getreten ist. Der Unbekannte (im Folgenden: U), der nach den Erkenntnissen der Polizei zu
einer europaweit tätigen Betrügerbande gehöre, habe erklärt, er sei Zwischenhändler eines
polnischen Unternehmens und wolle den Sattelzug für 24.000 EUR erwerben, sobald er
seinerseits einen Abnehmer habe. Noch Ende Mai 2012 habe U den Sattelzug in Begleitung
angeblicher Kaufinteressenten im Betrieb der S-GmbH besichtigt, ohne dass es zu einem
Vertragsschluss gekommen sei. Bei dieser Gelegenheit habe U die Fotos gemacht, die er später
per E-Mail an G geschickt hat.

Anfang Juni 2012 habe U erneut angerufen und mitgeteilt, er habe jetzt einen Abnehmer. Auf
Wunsch des U habe S auf dem Firmenpapier der S-GmbH eine Rechnung über 24.000 EUR
mit Datum vom 4.6.2012 erstellt, die an das polnische Unternehmen adressiert war, für das U
angeblich tätig war. Die Rechnung, die S in Kopie vorlegt, habe er noch am selben Tag an eine
von U angegebene Faxnummer geschickt. Später habe er von der Polizei erfahren, dass es sich
um die Nummer eines Internet-Cafés in Frankfurt a.M. handelt.

Nach dem Vorbild der zugefaxten Rechnung der S-GmbH vom 4.6.2012 müsse U dann die
der Klageschrift als Anlage K 3 beigefügte Rechnung an G vom 6.6.2012 angefertigt haben.
Dass es sich bei Letzterer um eine „Fälschung“ handle, sei leicht erkennbar. Der Briefkopf der
S-GmbH sei von U nicht exakt nachgebildet worden und enthalte Schreibfehler. Zudem sei
„Gerichtsland Marburg“ statt „Gerichtsstand Marburg“ angegeben. Dies wird durch einen
Vergleich der „echten“ Rechnung vom 4.6.2012 mit der „gefälschten“ Rechnung vom 6.6.2012
bestätigt. Es fällt zudem auf, dass die Kopfzeile des Telefaxes mit der Rechnung vom 6.6.2012
als Absender das Hotel „Hessischer Hof“ in Frankfurt a.M. angibt.

Am 6.6.2012 habe U dem S dann in einem weiteren Anruf mitgeteilt, dass er am 8.6.2012 um
10.30 Uhr mit einem Kaufinteressenten in den Betrieb der S-GmbH kommen werde. In der
Tat sei U zur verabredeten Zeit mit einem ebenfalls unbekannten Begleiter, den er, S, für den
Kaufinteressenten gehalten habe, erschienen und von S im Besprechungszimmer empfangen
worden. Dort habe er U den Schlüssel und den Fahrzeugschein für den Sattelzug zunächst nur
für Besichtigungszwecke ausgehändigt. Entgegen der Darstellung in der Klageschrift habe er
den Fahrzeugbrief jedoch nicht an U überreicht; es könne aber sein, dass er diesen auf dem
Tisch im Besprechungszimmer liegen lassen habe.

Weil er an jenem Tag viel zu tun gehabt habe, habe er dann das Zimmer verlassen, um in
seinem Büro weiterzuarbeiten, und U und dessen Begleiter noch den Weg zum Standort des
Sattelzugs auf dem Hof gezeigt. Er sei davon ausgegangen, dass die beiden den Sattelzug
nunmehr ausgiebig besichtigten. Seine Abwesenheit habe U offenbar ausgenutzt, um den
Fahrzeugbrief an sich zu nehmen und G zu empfangen. Er, S, sei G nicht begegnet und habe
vom weiteren Geschehen nichts mitbekommen. Als er gegen 11.30 Uhr zurückgekehrt sei,
habe er festgestellt, dass sowohl der Sattelzug nebst Papieren als auch U und dessen Begleiter
verschwunden waren. Daraufhin habe er die Polizei verständigt.

S meint, er sei selbst Opfer der Machenschaften des U geworden und müsse dessen Handeln
nicht gegen sich gelten lassen. Vielmehr müsse G dafür sorgen, dass der Fahrzeugschein an die
S-GmbH herausgegeben werde. Zudem wolle er von G den Sattelzug und den Fahrzeugbrief
zurückhaben. Auch zur Zahlung von Schadensersatz sei er nicht bereit, weil er selbst von U
getäuscht worden sei und sich nichts vorzuwerfen habe.

S führt weiter aus, nach Erhalt des Schreibens des Rechtsanwalts Rolle vom 2.7.2012 habe er
für die S-GmbH den Rechtsanwalt Karsten Kante (im Folgenden: K) eingeschaltet, der mit
Schreiben vom 16.7.2012 die Ansprüche der S-GmbH in Bezug auf Sattelzug und Papiere
gegen G geltend gemacht habe, jedoch ohne Erfolg. Das von K mit Rechnung vom 10.8.2012
auf der Grundlage eines Gegenstandswerts von 20.000 EUR berechnete Honorar von
859,80 EUR zuzüglich 19% Umsatzsteuer habe die S-GmbH schon gezahlt; den gezahlten
Betrag will S ebenfalls gegen G geltend machen. Das Schreiben und die Rechnung des K
werden von S in Kopie überreicht.

ÜBUNGSBLÄTTER REFERENDARE KLAUSUR ZIVILRECHT · „DER VERSCHWUNDENE SATTELZUG“

770 10/2012

Ü
B
U
N
G
SB

LÄ
TT

ER
R
EF

ER
EN

D
A
R
E



Rolf Rolle
Rechtsanwalt
Goethestraße 129
35390 Gießen

26.7.2012

An das
Landgericht Marburg
Universitätsstraße 48
35037 Marburg

Eingangsstempel des Gerichts:
27.7.2012

Klage

des Kraftfahrzeughändlers Gunter Gans, Lahnstraße 104 a, 35398 Gießen,
Klägers,

– Prozessbevollmächtigter: RA Rolf Rolle –

gegen

die Firma Spedition Sauber GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Sascha Sauber,
Industriestraße 90, 35041 Marburg,

Beklagte.

In der mündlichen Verhandlung werde ich für den Kläger beantragen,

1. die Beklagte zu verurteilen, die Zustimmung zur Herausgabe des
beim AG Marburg zum Az. 78 HL 25/12 hinterlegten Fahrzeugscheins
für den Sattelzug MAN, amtliches Kennzeichen MR-XY 2212, Identifi-
zierungs-Nr. 106 025 14 023464, an den Kläger zu erteilen;
2. hilfsweise: die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 13.500 EUR
nebst Zinsen iHv 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz
seit Rechtshängigkeit zu zahlen;
3. der Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen.

Streitwert: 10.000 EUR

Begründung:

Der Kläger handelt mit LKWs. Am 5.6.2012 erhielt er ein Telefax ohne Absenderangabe
(Anlage K 1), in dem ihm ein MAN-Sattelzug zum Kauf angeboten wurde. Der Kläger rief die
im Telefax angegebene Handynummer an und erreichte eine unbekannte männliche Person,
die angab, für eine Spedition tätig zu sein und für diese den Sattelzug verkaufen zu wollen.
Unmittelbar nach dem Telefonat sandte diese Person dem Kläger abredegemäß per E-Mail
Fotos des zu veräußernden Sattelzugs zu (Anlage K 2). Bei dem auf den Fotos zu sehenden
Fahrzeug handelt es sich um den im Klageantrag zu Ziff. 1 bezeichneten Sattelzug; als dessen
Halterin ist sowohl im Fahrzeugbrief als auch im Fahrzeugschein die Beklagte eingetragen.

Der Kläger rief noch am selben Tag über die Handynummer erneut den Unbekannten an und
einigte sich mit diesem auf einen Kaufpreis von 13.500 EUR, erklärte aber, dass er sich das
Fahrzeug vor dem endgültigen Kauf noch ansehen wolle. Am 6.6.2012 erhielt der Kläger
wunschgemäß per Telefax eine Rechnung mit Datum vom gleichen Tag über den Betrag von
13.500 EUR (Anlage K 3). Die Rechnung war mit dem Briefkopf der Beklagten versehen.
Nach Erhalt der Rechnung vereinbarte der Kläger mit dem Unbekannten telefonisch einen
Termin für den 8.6.2012, 11.00 Uhr, im Betrieb der Beklagten.

Beweis: Zeugnis der Frau Mia Mau, zu laden über den Kläger

Der Kläger fuhr am 8.6.2012 mit der Zeugin Mau, seiner Lebensgefährtin, zum Betrieb der
Beklagten, wo er kurz vor 11 Uhr eintraf. Vor dem Eingang zum Bürogebäude wurden der
Kläger und die Zeugin Mau von einer männlichen Person empfangen, bei der es sich offenbar
um die Person handelte, mit der der Kläger telefoniert hatte. Der Unbekannte teilte dem
Kläger mit, er wickele das Geschäft im Namen des „Chefs“ ab und sei dessen Angestellter.
Sodann führte er den Kläger und die Zeugin Mau in ein Besprechungszimmer, wo er dem
Kläger den Fahrzeugbrief, den Fahrzeugschein und den Schlüssel für den Sattelzug über-
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reichte. Der Kläger besichtigte den auf dem Betriebshof stehenden Sattelzug zu seiner Zu-
friedenheit und zahlte anschließend an den Unbekannten 13.500 EUR in bar. Hierüber erteilte
der Unbekannte eine Quittung mit unleserlicher Unterschrift (Anlage K 4). Danach fuhr der
Kläger mit dem Sattelzug davon. Mit dem Geschäftsführer der Beklagten traf der Kläger
während seines Aufenthalts in deren Betrieb nicht zusammen.

Beweis für alles Vorstehende: Zeugnis der Frau Mia Mau, b.b.

Auf der B 3 Richtung Gießen wurde der Kläger zu seiner völligen Überraschung von einem
Streifenwagen der Polizei angehalten. Die Polizei beschlagnahmte den Sattelzug und die Fahr-
zeugpapiere wegen Verdachts einer Straftat zulasten der Beklagten. Der Unterzeichner erwirk-
te in der Folgezeit einen Beschluss des Ermittlungsrichters des AG Marburg vom 15.6.2012
(Anlage K 5), in dem die Rückgabe des Sattelzugs und des Fahrzeugbriefs an den Kläger
angeordnet wurde. Den Fahrzeugschein beließ der Ermittlungsrichter im Gewahrsam der StA
Marburg, die den Schein aber am 21.6.2012 zum Az. 78 HL 25/12 beim AG Marburg
hinterlegt hat. Die Polizei konnte weder den Unbekannten noch das vom Kläger gezahlte Geld
ausfindig machen.

Der Kläger ist Eigentümer sowohl des Sattelzugs als auch der Fahrzeugpapiere einschließlich
des Fahrzeugscheins geworden. Die Beklagte ist daher verpflichtet, der Herausgabe des hin-
terlegten Fahrzeugscheins an den Kläger zuzustimmen. Die Beklagte hat vorprozessual zwar
angegeben, sie sei selbst von dem Unbekannten getäuscht worden, und bestritten, diesen
bevollmächtigt zu haben. Sie muss die von ihm vorgenommene Veräußerung aber dennoch
gegen sich gelten lassen. Diese fand im Betrieb der Beklagten statt. Die Beklagte hat dem
Unbekannten den Zutritt zu ihrem Betrieb und zuvor schon die Verwendung ihres Briefkopfs
ermöglicht und ihm zudem Fahrzeugschlüssel, -schein und -brief ausgehändigt. Der Kläger
konnte unter diesen Umständen keinen Zweifel daran haben, dass der Unbekannte Angestell-
ter der Beklagten war und in deren Auftrag handelte. Jedenfalls liegen die Voraussetzungen für
einen gutgläubigen Erwerb vom Nichtberechtigten vor.

Zumindest ist die Beklagte aufgrund ihres nachlässigen Verhaltens zum Schadensersatz ver-
pflichtet. Sie hat es zugelassen, dass der Unbekannte in ihren Betriebsräumen agierte und den
Kläger zur Zahlung der 13.500 EUR veranlasste, die unwiederbringlich verloren sind. Diesen
von ihr zu erstattenden Betrag hat die Beklagte auch zu verzinsen.

Nachdem der Unterzeichner die Beklagte vorprozessual mit Schreiben vom 2.7.2012 (Anlage
K 6) unter Fristsetzung bis zum 16.7.2012 erfolglos aufgefordert hat, der Herausgabe des
Fahrzeugscheins zuzustimmen, ist Klage geboten. Der Kläger ist ohne Fahrzeugschein recht-
lich an der Benutzung des Sattelzugs gehindert. Das Interesse an der Herausgabe des Fahr-
zeugscheins ist wenigstens mit der Hälfte des Werts des Sattelzugs von schätzungsweise
20.000 EUR zu bewerten.

Rolf Rolle

Landgericht Marburg
Geschäfts-Nr.: 7 O 235/12

Firma
Spedition Sauber GmbH
Herrn Sascha Sauber
Industriestraße 90
35041 Marburg

Hiermit wird Ihnen die Klageschrift vom 26.7.2012 zugestellt. Sie werden aufgefordert, dem
Gericht innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Zustellung mitzuteilen, ob Sie sich gegen die
Klage verteidigen wollen. Wenn Sie sich verteidigen wollen, müssen Sie außerdem innerhalb
einer Frist von weiteren zwei Wochen auf die Klage schriftlich erwidern. Diese Frist läuft also
vier Wochen nach Zustellung dieses Schreibens ab.

Becker
Richterin am LG
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Bearbeitervermerk:
Versetzen Sie sich in die Lage der Rechtsanwältin Dr. Luchs und bereiten Sie die Entscheidung
der Rechtsanwältin durch ein Gutachten vor. Das Gutachten soll auch prozesstaktische Erwä-
gungen enthalten. Ein Sachbericht ist nicht erforderlich. Sofern ein Schriftsatz an das Gericht
für erforderlich gehalten wird, sind nur dessen Anträge auszuformulieren. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Anlagen zur Klageschrift sowie auch die von S vorgelegten Unterlagen den
angegebenen Inhalt haben.

& LÖSUNGSVORSCHLAG

A. GUTACHTEN

Hinweis: Es ist davon auszugehen, dass der Sachverhalt – mit Ausnahme der Frage der Aushändigung
des Fahrzeugbriefs – zwischen den Parteien unstreitig bleiben wird. Das Gutachten ist daher einschichtig
aufgebaut.

I. Zulässigkeit der Klage
Anhaltspunkte für eine Unzulässigkeit der Klage bestehen nicht. Insbesondere ist mit dem LG
Marburg das sachlich (§§ 23 Nr. 1, 71 I GVG) und örtlich (§§ 12, 17 I ZPO) zuständige
Gericht angerufen worden.

II. Hauptantrag: Anspruch des G auf Zustimmung zur Herausgabe des
Fahrzeugscheins aus § 812 I 1 Alt. 2 BGB

1. Der von G mit dem Hauptantrag geltend gemachte Anspruch auf Zustimmung der S-
GmbH zur Herausgabe des beim AG Marburg hinterlegten Fahrzeugscheins könnte sich aus
§ 812 I 1 Alt. 2 BGB (Eingriffskondiktion) ergeben. Einen Vermögensvorteil („etwas“) kann
die S-GmbH dadurch erlangt haben, dass die StA den Fahrzeugschein wegen Ungewissheit
über die Person des Berechtigten nach §§ 372 ff. BGB beim AGMarburg hinterlegt hat.

Hinweis: Für die Hinterlegung gelten seit dem 1.12.2010 nicht mehr die Vorschriften der HinterlO des
Bundes, sondern die – weitgehend inhaltsgleichen – landesrechtlichen Hinterlegungsgesetze, in Hessen
das HessHintG. Das AG Marburg ist nach § 374 I BGB iVm § 1 II HessHintG zuständige Hinterlegungs-
stelle.

Nach § 21 I 2 Nr. 1 iVm § 22 II 1 Nr. 1 HessHintG wird eine hinterlegte Sache von der
Hinterlegungsstelle ohne anderweitigen Nachweis der Berechtigung nur dann an einen An-
spruchsteller herausgegeben, wenn alle anderen Beteiligten die Herausgabe bewilligen. Die
einzelnen Beteiligten einer Hinterlegung, im vorliegenden Fall G und die S-GmbH, haben also
eine Sperrposition inne. Diese bildet einen Vermögensvorteil und damit „etwas“ iSd § 812 I
BGB (s. etwa BGH NJW 1961, 1457 [1458]; NJW 2008, 2702 [2703]; Kaiser/Kaiser/Kaiser,
Materielles Zivilrecht im Assessorexamen, 6. Aufl. 2012, Rn. 64). Die S-GmbH hat die Sperr-
position nicht durch eine bewusste und zweckgerichtete Zuwendung des G oder eines Dritten
und somit nicht durch Leistung, sondern kraft Gesetzes und mithin in sonstiger Weise erlangt.
2. Dies ist durch Eingriff in eine Rechtsposition des G und damit auf dessen Kosten geschehen,
wenn G Eigentümer des Fahrzeugscheins geworden ist.
a) Das Eigentum am Fahrzeugschein kann G analog § 952 BGB dadurch erworben haben,
dass er Eigentümer des Sattelzugs geworden ist. Anerkannt ist die entsprechende Anwendung
des § 952 BGB auf einen Fahrzeugbrief (Zulassungsbescheinigung Teil II; s. BGHZ 88, 11
[13]; Kaiser/Kaiser/Kaiser aaO Rn. 43). Wie ein Fahrzeugbrief hat auch ein Fahrzeugschein
(Zulassungsbescheinigung Teil I) ohne das Fahrzeug keine eigenständige rechtliche oder wirt-
schaftliche Bedeutung und mithin eine so enge Verbindung mit dem Fahrzeug, dass auch
insoweit eine entsprechende Anwendung des § 952 BGB geboten ist (KG MDR 1996, 795 f.;
OLG Hamm BeckRS 2010, 22726).
b) Das Eigentum am Sattelzug kann G durch Übereignung nach § 929 S. 1 BGB von der S-
GmbH erworben haben. Zwar war nicht die S-GmbH, sondern L als Leasinggeberin Eigentü-
merin des Sattelzugs. Jedenfalls durch Übersendung des Fahrzeugbriefs zum Zweck der
beabsichtigten Veräußerung des Sattelzugs hat L die S-GmbH jedoch konkludent gem. § 185 I
BGB zur Verfügung über den Sattelzug ermächtigt. Die S-GmbH war daher als Berechtigte
anzusehen.
aa) Zwar hat S als gesetzlicher Vertreter der S-GmbH (§ 35 I GmbHG) mit G keine dingliche
Einigung gem. § 929 S. 1 BGB erzielt. Durch die Überlassung des Sattelzugs durch U und
dessen Übernahme durch G nach Zahlung des Kaufpreises haben sich jedoch G und U
konkludent geeinigt, dass nunmehr G Eigentümer des Sattelzugs sein sollte.

Sperrposition als „etwas“ iSd
§ 812 I BGB

Erlangung der Sperrposition
auf Kosten des G

Analoge Anwendung des
§ 952 BGB auf Kfz-Schein

Erwerb des Eigentums am
Sattelzug vom Berechtigten

gem. § 929 S. 1 BGB
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